
Bundessozialgericht

% RU68/8” Im Namen des Volkes

Verkündet [theil
am 29. Januar 1986

in dem Rechtssheü

.....COICQOUDi...-c.to...-Ooonooonüoun...-...... oooooo ,

Prozeßbevollmächtigte:
................

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: .„............................

Das Bundessozialgericht, 9b Senat, hat auf die mündliche

Verhandlung vom 29. Januar 1986

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

26. September 1984 aufgehoben.
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Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Entschei-

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

G r ü n d e

Der Kläger ist Mitglied der CDU. Im Mai 1980 führte in seinem

Heimatort die Junge Union, eine Jugendorganisation der CDU, an-

läßlich des Bundestagswahlkampfes eine Diskothek—Veranstaltung

durch. Dort war der Kläger mit weiteren CDU—Mitgliedern unent-

geltlich als Ordner eingesetzt. Gegen Ende der Veranstaltung kam

es zwischen einigen Veranstaltungsteilnehmern zu einer Schläge-

rei, die die Ordner zu schlichten versuchten. Auch der Kläger

wurde darin verwickelt. Dabei erlitt er ua eine Knieverletzung.

Die Beklagte lehnte eine Entschädigung aus der gesetzlichen Un-

fallversicherung ab. Klage und Berufung des Klägers blieben ohne

Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG) hat seine Entscheidung ua

wie folgt begründet: Der Kläger habe während des Ordnungsdienstes

keine nach % 539 der Reichsversicherungsordnung (RVG) versicherte

Tätigkeit verrichtet. Er habe zur Jungen Union bzw zur CDU in

keinem Arbeitsverhältnis gestanden. Ebensowenig sei er nach % 539

Abs 1 Nr 13 EVO versichert gewesen; eine ehrenamtliche Tätigkeit

für politische Parteien werde von dieser Vorschrift nicht erfaßt.

Der Kläger sei auch nicht wie ein nach % 539 Abs 1 Nr 1 oder

Nr 13 RVO Versicherter tätig geworden (% 539 Abs 2 EVO). Die
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Ordnertätigkeit sei Ausfluß seiner Mitgliedschaft zur CDU. Nach

einer allgemeinen Übung des Ortsverbandes, dem der Kläger ange—

höre, habe dieser bei Parteiveranstaltungen Parteimitglieder als

ehrenamtlichen Ordner eingesetzt. Die allein auf der Zugehörig—

keit zu einer Partei beruhenden Tätigkeiten seien unversichert.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Ver—

letzung des % 103 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Das LSG habe

es unterlassen, den Anspruch des Klägers nach S 539 Abs 1 Nr 9

BVG zu prüfen. Eine solche Subsumtion habe sich aufgrund der

Sachverhaltsschilderung in den Akten aufgedrängt. Zudem habe die

Beklagte in einem Schriftsatz ausdrücklich darauf hingewiesen.

Das Berufungsgericht hätte den nach 3 539 Abs 1 Nr 9 RVO zu—

ständigen Versicherungsträger beiladen müssen. Außerdem macht der

Kläger die Verletzung des % 539 Abs 1 und 2 EVO geltend. Ehren—

amtliche Tätigkeiten für politische Parteien unterfielen dem

Versicherungsschutz des 9 539 Abs 1 Nr 13 EVO. Parteien seien

aufgrund ihrer Mitwirkung an der politischen Willensbildung des

Volkes Verfassungsorgane. In dieser Funktion müßten sie als dem

öffentlichen Recht zugehörig angesehen werden. Der Kläger sei

aber auch arbeitnehmerähnlich tätig geworden. Die Tätigkeit eines

Ordners bei einer Wahlveranstaltung sei weder geringfügig noch

könne sie von jedem Parteimitglied erwartet werden. Sie beruhe

gerade nicht auf einer allgemeinen Übung. Entscheidend sei, daß

die Tätigkeit ihrer Art nach sonst von Personen verrichtet werde,

die in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis stünden.
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Der Kläger beantragt,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die Beklagte

unter Aufhebung des Bescheides vom 20. April 1982 in der

Fassung des Widerspruchsbescheides vom 11. November 1982

zu verurteilen, dem Kläger Verletztengeld oder Verletzten-

rente wegen der Folgen des Unfalls vom 23. Mai 1980 für

die erste Zeit nach einer MdB um 50 VB und dann folgend

nach einer MdB um mindestens 20 vH zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

hilfsweise,

unter Aufrechterhaltung der Urteile der Vorinstanzen im

übrigen, den Rechtsstreit an das Schleswig—Holsteinische

Landessozialgericht zwecks Beiladung des für die Gewährung

von Versicherungsschutz nach S 539 Abs 1 Nr 9 RVO zustän—

digen Versicherungsträgers zurückzuverweisen.

II

Der Senat ist mit seinen ehrenamtlichen Richtern der gesetzliche

Richter (Art 101 Abs 1 Satz 1 Grundgesetz —GG-). Etwaige Zweifel

daran, ob der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (BMA),

wie es das Gesetz (% A5 ff SGG) vorsieht und das GG (Art 92)

voraussetzt (BVerfG SozR Nr A zu Art 101 GG), über die Berufung

der ehrenamtlichen Richter eine eigenverantwortliche Entscheidung
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getroffen hat, greifen nicht durch. Zwar hat sich der BMA in al-

ler Regel an die von den Verbänden vorgelegten Vorschlagslisten

gehalten. Er hat damit aber nicht die Vorschläge lediglich voll—

zogen, sondern nach seinem Ermessen gehandelt. Das hat der

1. Senat des BSG in seinem Beschluß vom 26. September 1985

- 1 S 12/85 - (SozR 1500 € 22 Nr 1), der alle ehrenamtlichen

Richter des BSG betrifft, festgestellt. Der für die Kriegsopfer—

versorgung zuständige 9a Senat hat in seinem Urteil vom

23. Oktober 1985
— 9a RVS 5/89 — offengelassen, ob er an diese

Feststellung gebunden ist. Er hat aber nach eigener Prüfung

festgestellt, daß der BMA jedenfalls bei der Berufung der ehren—

amtlichen Richter der Senate der Kriegsopferversorgung gesetz—

mäßig vorgegangen ist und sein Ermessen ausgeübt hat. Diese

Feststellung beruhte darauf, daß sich keiner der für die Kriegse

opfersenate vorschlagsberechtigten Verbände auf den Standpunkt

gestellt hatte, sein Vorschlag sei für den BMA verbindlich.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), der eine Liste der ehren-

amtlichen Richter auch für den erkennenden 9b Senat aufgestellt

hatte, die durch den BMA unverändert übernommen worden ist,

scheint indessen anderer Meinung zu sein. Er meint offenbar, der

BMA habe bei der Berufung der ehrenamtlichen Richter kein Er—

messen; seine "Auswahl" sei darauf beschränkt, die als ehrenamt-

liche Richter ungeeignet vorgeschlagenen Personen nicht zu er—

nennen und in solchen Fällen, die begründet werden müßten, eine

Ergänzung der Liste zu verlangen (vgl Faupel in der vom DGB her—,

ausgegebenen "Soziale Sicherheit" 1985, 375, 376). Aber auch

diese Meinung veranlaßt angesichts verschiedener Äußerungen des
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amtierenden Ministers den Senat nicht, ernstlich daran zu zwei-

feln, daß der BMA nach seinem ihm gesetzlich zustehenden Ermessen

gehandelt hat. Der Senat ist damit in Übereinstimmung mit den

übrigen Senaten des BSG, die dazu allerdings nicht ausdrücklich

Stellung genommen haben. Dies steht im Ergebnis auch nicht dem

Beschluß des Dreierausschusses des Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) vom 12. Dezember 1985 (1 BvR 853/85, 10M3/85, 1118/85)

entgegen. Wenn das BVerfG allerdings in seinem Beschluß ausführt,

der Staat habe bei der Berufung der ehrenamtlichen Richter min—

destens in der Form der B e s t ä t i g u n g mitzuwirken

und dieses von der Rechtsprechung für Standes— und Berufsgerichte

aufgestellte Erfordernis (BVerfGE 18, 2A1, 253 f; “8, 300, 315)

könne im Bereich der Sozialgerichtsbarkeit jedenfalls nicht

strenger sein, hält dies der erkennende Senat für nicht richtig.

Die Sozialgerichte sind staatliche Gerichte. Die Unabhängigkeit

der ehrenamtlichen Richter ist dadurch gewährleistet, daß sie von

staatlichen Stellen " b e r u f e n " werden. Die bisherige

Rechtsprechung des BVerfG geht ganz offensichtlich davon aus

(BVerfGE 26, 186, 195 f; 27, 312, 320 f). Dem wird eine "Be—

stätigung", wie das BVerfG nunmehr meint, nicht gerecht. Dies

kann nur für Gerichte nach Art 100 Abs 2 GG gelten, nicht aber

für die in Art 95 Abs 1 GG genanten Gerichtszweige.

Die Revision des Klägers ist insofern begründet, als das Be-

rufungsurteil aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen war (% 170 Abs 2

Satz 2 SGG). Das LSG hat zwar zu Recht eine Entschädigungspflicht

der Beklagten verneint. Indessen hat es die Beiladung des mög—
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licherweise als leistungspflichtig in Betracht kommenden Ge-

meindeunfallversicherungsverbands Schleswig—Holstein unterlassen

(% 75 Abs 2, 2. Alternative SGG).

Die Leistungspflicht der Beklagten setzt voraus, daß der Kläger

durch einen Arbeitsunfall verletzt wurde. Dies ist nach % 5U8

Abs 1 RVO ein Unfall, den ein Versicherter bei einer der in den

S% 539, 5A0 und 5ü3 bis 5U5 RVO genannten Tätigkeiten erleidet.

Der Kläger stand nach der insoweit zutreffenden Entscheidung des

LSG als Ordner bei der Veranstaltung der Jungen Union weder nach

% 539 Abs 1 Nr 1 BVG noch nach % 539 Abs 2 EVO unter Versiche—

rungsschutz.

In der gesetzlichen Unfallversicherung sind die nach % 539 Abs 1

Nr 1 BVG aufgrund eines Arbeits—, Dienst- oder Lehrverhältnisses

Beschäftigten gegen Arbeitsunfall versichert. Kennzeichen eines

derartigen Beschäftigungsverhältnisses ist die unselbständige

Arbeit, wie sie insbesondere in einem Arbeitsverhältnis geleistet

wird (S 7 Abs 1 Sozialgesetzbuch Viertes Buch - SGB IV —). We—

sentlich ist dabei die persönliche Abhängigkeit vom Arbeitgeber,

dessen Direktionsrecht der Beschäftigte unterliegt, sei es durch

vertraglich vereinbarte Weisungsgebundenheit oder durch Einglie—

derung des Arbeitenden in den Betrieb des Arbeitgebers (vgl

Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung einschließlich des

Sozialgesetzbuchs und angrenzender Gebiete, 10. Auflage, Stand

Oktober 1985, Band II, S 469 ff, 470a mN). Hiervon abzugrenzen

sind Privatbereiche, in denen jemand etwa aufgrund familien—

rechtlicher oder gesellschaftsrechtlicher Beziehung für andere
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arbeitet und infolgedessen nicht deren arbeitsréchtlicher Wei-

sungsbefugnis unterworfen ist. Sie unterstehen nicht der gesetz-

lichen Unfallversicherung. Zu diesem Bereich außerhalb des Ar—

beitslebens gehört grundsätzlich auch die Betätigung in einem

privatrechtlichen - rechtsfähigen oder nicht rechtsfähigen -

Verein. Diese Rechtsform trifft nach % 2 Abs 1 Satz 2 des Par-

teiengesetzes (PartG) vom 2“. Juli 1967 (BGBl I 773) idF vom

15. Februar 198“ (8681 I 2u2> auf politische Parteien zu (zur

Rechtsform der Parteien vgl Maunz in Maunz/Dürig, Kommentar zum

Grundgesetz, Bd II, Stand Juni 1985, Art 21, Anm H“).

Die den Parteien von Verfassungs wegen zukommende Aufgabe recht-

fertigt es nicht, deren Mitglieder versicherungsrechtlich anders

als solche "üblicher privatrechtlicher Vereine" zu behandeln.

Unabhängig von einer möglichen Sonderstellung in anderen Berei—

chen des öffentlichen Rechts, worauf noch einzugehen sein wird,

ist im Sozialversicherungsrecht allein auf den Bezug der Mit-

glieder zu ihren Vereinigungen abzustellen. Die tatsächliche Ge—

staltung dieses Verhältnisses und nicht ihre Bewertung durch die

Beteiligten über die Rechtsfolgen bilden die Grundlage der so—

zialversicherungsrechtlichen Beurteilung (vgl BSGE 16, 289, 291 f

: SozR Nr 30 zu 5 165 RVO).

Indes schließt nach der Rechtsprechung des Senats und in Über-

einstimmung mit dem 2. Senat die Mitgliedschaft in einem Verein

die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses mit dem Verein

nicht schlechthin aus (vgl BSG SozR 2200 S 539 Nr 101 mwN). Eine

solche Beschäftigung setzt aber voraus, daß die Tätigkeit ent—
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weder hinsichtlich ihres Umfangs oder ihrer Art nach über das

hinausgeht, was Vereinssatzung, Beschlüsse der Vereinsorgane und

allgemeine Vereinsübung an Arbeitsverpflichtungen der Vereins-

mitglieder festlegen. Nur unter diesem Aspekt kann die persön—

liche Abhängigkeit gegeben sein, die für ein Arbeitsverhältnis

kennzeichnend ist. Im anderen Falle handelt es sich um Verrich—

tungen, die unmittelbarer Ausfluß der Mitgliedschaft sind. Dies

entspricht der im Arbeitsrecht herrschenden Ansicht, daß eine

Tätigkeit, die auf gesellschaftsrechtlicher oder körperschaft-

licher Verpflichtung beruht, wegen Fehlens eines Abhängigkeits—

verhältnisses nicht aufgrund eines Arbeitsverhältnisses ausgeübt

wird. Folglich ist derjenige, der sich für einen Verein aufgrund

seiner Mitgliedspflichten betätigt, auch nicht wie ein Beschäf—

tigter nach % 539 Abs 2 BVD gegen Arbeitsunfälle versichert (BSG

SozR 2200 % 539 Nr 101; Brackmann, aaO, S ü76g mwN). Darauf, daß

die Tätigkeit ihrer Art nach üblicherweise sonst im Rahmen eines

versicherten Beschäftigungsverhältnisses ausgeübt werden kann,

kommt es nicht an.

Das LSG hat den festgestellten Sachverhalt nach diesen von der

Rechtsprechung entwickelten Grundsätze zutreffend bewertet. Der

Kläger unterliegt dem Versicherungsschutz weder nach € 539 Abs 1

Nr 1 EVO noch nach 9 539 Abs 2 RVG. Bei der Ordnertätigkeit des

Klägers handelt es sich um eine auf allgemeiner Übung beruhenden

Tätigkeit für den Ortsverband der CDU, dem der Kläger angehört.

Sie rechnet zu den geringfügigen Betätigungen, die eine Partei

von ihren Mitgliedern erwarten kann und die von den Mitgliedern

entsprechend dieser Erwartungshaltung auch verrichtet werden.
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Zwar bestand für den Kläger als Parteimitglied nicht aufgrund

gesetzten Rechts die Verpflichtung, derart aktiv im Rahmen der

politischen Zielsetzungen der CDU mitzuwirken (vgl Urteil des BSG

vom 29. April 1982, 2 RU 83/80, in HVGBG RdSchr VB 127/82).

Entscheidend ist jedoch die in der Partei herrschende "Vereins-

wirklichkeit" (BSG SozR 2200 % 539 Nr 101). Danach ist darauf

abzuheben, ob sich regelmäßig die allgemeinverbindliche aktive

Mitgliedstätigkeit auf die bloße Teilnahme an Parteiveranstal-

tungen beschränkt oder ob sie zusätzlich uneigennützige Leistun-

gen umfaßt, die auf die Durchsetzung der politischen Zielvor—

stellungen der Partei ausgerichtet sind. Nach den Feststellungen

des LSG ist es im Ortsverband, dem der Kläger angehört, allgemein

üblich, daß Parteimitglieder sich bei Wahlveranstaltungen unent—

geltlich als Ordner betätigen. In dieser Weise hatte der Kläger

sich selbst bereits mehrfach zur Verfügung gestellt. Diese Tä-

tigkeit war damit Ausdruck seiner aktiven Mitgliedschaft in der

CDU. Wäre sie nicht vom Kläger wahrgenommen worden, hätte sie an

seiner Stelle ein anderes Parteimitglied erbracht.

Der Kläger hat somit nach den in seinem Ortsverein bestehenden

Gepflogenheiten nicht mehr getan, als übliche geringfügige mit-

gliedschaftliche Pflichten zu erfüllen. Er war als Ordner weder

abhängig beschäftigt noch wie ein Arbeitnehmer tätig.

Seine unentgeltliche Mitwirkung im Wahlkampf lag auch nicht jen—

seits der Grenze einer Mitgliedschaft in einer politischen Par-

tei. Nach der Rechtsprechung des BVerfG nehmen die politischen

Parteien an der politischen Willensbildung des Volkes vornehmlich
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durch ihre Beteiligung an den Wahlen teil, die ohne die Parteien

nicht durchgeführt werden könnten (BVerfGE 52, 63, 82). Durch %-2

Abs 2 PartG wird ihnen sogar mittelbar eine dahingehende Ver-

pflichtung auferlegt. Veranstaltungen im Rahmen eines Wahlkampfes

sind daher den Aufgaben einer Partei eigentümlich. Sie tragen

dazu bei, ihre politischen Programme der Öffentlichkeit bekannt

zu machen, auf die Gestaltung der öffentlichen Meinung Einfluß zu

nehmen sowie die politische Bildung anzuregen und zu vertiefen.

Dies gehört nach S 1 PartG zu den wesentlichsten Parteiaufgaben.

Zur Durchführung von Veranstaltungen, die dieser Zielsetzung

dienen, rechnen notwendig auch deren Planung und Organisation und

damit verbunden die Ordnertätigkeit. Die Mitwirkung des Klägers

bei der Veranstaltung der Jungen Union entsprach der Interessen—

lage seiner Partei. Mag ein geringer zeitlicher Aufwand nur ein“

Indiz für die Geringfügigkeit einer Tätigkeit sein, geht jeden-

falls die Ordnerhilfe während der Wahlveranstaltung unter den

Umständen des vorliegenden Falles nicht über das hinaus, was dem?

Kläger als Parteimitglied üblicherweise zumutbar war.

Dem Kläger kommt — wie vom LSG richtig erkannt — auch nicht der

Versicherungsschutz des 5 539 Abs 1 Nr 13 RVO zugute. Dabei kann

dahinstehen, ob die unentgeltliche Ordnertätigkeit des Klägers

als ehrenamtlich im Sinne der vorgenannten Vorschrift zu werten

ist. Denn nach der genannten Vorschrift sind nur die für den

Bund, ein Land, eine Gemeinde, einen Gemeindeverband oder eine

andere Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen

Rechts ehrenamtlich Tätigen versichert. Nach der enumerativen

Aufzählung in $ 539 Abs 1 Nr 13 RVO werden allein solche im In-
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teresse der Allgemeinheit liegenden Verrichtungen erfaßt, die der

Erfüllung öffentlich-rechtlicher Aufgaben der in dieser Vor-

schrift genannten Rechtsträger dienen (vgl Brackmann, aaO,

S ü7ün). Die Tätigkeit muß sich im öffentlich-rechtlichen Bereich

der unmittelbaren oder mittelbaren Staatsverwaltung abspielen.

Hingegen zählen politische Parteien nach ihrer Rechtsstellung und

nach ihren Aufgaben nicht zu den in $ 539 Abs 1 Nr 13 RVO

genannten Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen. Sie sind

rechtsfähige oder nichtrechtsfähige Vereine des bürgerlichen

Rechts. Ehrenamtliche Tätigkeiten für Privatrechtssubjekte

werden, selbst wenn sie im Rahmen übertragener, öffentlich-

rechtlicher Aufgaben wahrgenommen werden, aufgrund des eindeu-

tigen Gesetzeswortlautes nicht vom Schutz des 5 539 Abs 1 Nr 13

RVO umfaßt. Zwar hat Art 21 GG die politischen Parteien als Ver—

einigungen, die für die politische Willensbildung des Volkes

notwendig sind, verfassungsrechtlich anerkannt und ihnen einen

entsprechenden verfassungsrechtlichen Status zuerkannt. Als not—

wendige politische Handlungseinheiten im demokratischen Staat

tragen sie dazu bei, die Wähler zu politisch aktionsfähigen

Gruppen zusammenzuschließen und ihnen so einen wirksamen Einfluß

auf das staatliche oder kommunale Geschehen zu ermöglichen (vgl

BVerfGE 52, 63, 82 mwN). Auch nehmen sie insoweit öffentliche

Aufgaben wahr. Sie werden damit jedoch nicht als Träger einer

unmittelbaren oder mittelbaren Staatsverwaltung tätig. Im Un-

terschied zu den in % 539 Abs 1 Nr 13 RVO aufgeführten Rechts—

trägern und ihrer Organe sind die politischen Parteien nicht Teil

der staatlichen oder sonstigen öffentlichen Organisation wie

Organen, Ämtern und Behörden (vgl Henke in: Bonner Kommentar,
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Kommentar zum Bonner Grundgesetz, Stand Mai 198A, Art 21,

RdNrn 12 und 1A). Durch Art 21 GG wird den Parteien gerade Unab—

hängigkeit und Freiheit vom Staat und von den
anderen

öffent—

lich-rechtlichen Rechtspersonen gewährleistet. Dem liefe "eine

staatlich—institutionelle Verfestigung und Einfügung in den Be-

reich der organisierten Staatlichkeit" zuwider (vgl BVerfGE 52,

63, 92). Parteien sind daher lediglich "Zwischenglieder zwischen

dem Bürger und den Staatsorganen" (BVerfGE 52, 63, 82 ff). Dies

verkennt die Revision, wenn sie die im Grundgesetz verankerte

verfassungsrechtliche Sonderstellung der Parteien mit einer

Stellung als Verfassungsorgan gleichsetzt. Das BVerfG hat eine

Einordnung der Parteien als Staatsorgane anfangs zwar nicht aus-

schließen wollen (vgl BVerfGE 1, 208, 225); seine Urteile zur

Parteienfinanzierung und zur Wahlwerbung lassen jedoch keinen

Raum mehr für eine solche Auslegung (vgl BVerfGE 20, 56 ff; MH,

125 ff; 52, 63 ff). Die Parteien wirken zwar in den Bereich der

institutionalisierten Staatlichkeit hinein, gehören aber selbst

nicht zu diesem Bereich. Sie unterliegen deshalb auch keiner

staatlichen Aufsicht, wie das zB bei den Körperschaften des öf-

fentlichen Rechts der Fall ist (vgl Maunz, aaO, Art 21, Anm U5).

Ebensowenig kommt aus den dargelegten Gründen eine analoge An—

wendung des S 539 Abs 1 Nr 13 RVO in Betracht.

Da der Kläger als Ordner für eine politische Partei und somit

nicht in der unmittelbaren bzw mittelbaren staatlichen Verwaltung

tätig war, hat das LSG ebenfalls zu Recht einen Versicherungs-

schutz des Klägers nach % 539 Abs 2 RVG iVm % 539 Abs 1 Nr 13 RVO

verneint. Danach ist nur derjenige versichert, der Aufgaben wie
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ein ehrenamtlich Tätiger wahrnimmt (BSG SozR 2200 5 539 Nr 29).

Das muß aber, was hier zu verneinen ist, gerade für eine der in

3 539 Abs 1 Nr 13 RVG genannten juristischen Personen des öf-

fentlichen Rechts geschehen sein.

Gleichwohl konnte das angefochtene Berufungsurteil keinen Bestand

haben. Das LSG hat davon abgesehen, den als leistungspflichtig in

Betracht kommenden Unfallversicherungsträger - den Gemeindeun-

fallversicherungsverband Schleswig-Holstein — zum Streitverfahren

beizuladen. Diese unechte notwendige Beiladung nach der 2. A1—

ternative des 5 75 Abs 2 SGG ist im Revisionsverfahren zwar nicht

von Amts wegen zu beachten (vgl BSG SozR 1500 5 75 Nr H7). In-

dessen hat der Kläger sich gemäß % 169 Abs 2 Satz 3 SGG aus-

drücklich hierauf berufen. Der Verfahrensmangel war deshalb im

vorliegenden Fall zu berücksichtigen.

Der Kläger rügt mit Recht, das Berufungsgericht habe es ungeprüft

gelassen, ob er bei der Schlägerei, in der er im Anschluß an die

Veranstaltung der Jungen Union verwickelt wurde, als er einem

anderen Ordner zur Hilfe eilen wollte, gemäß % 539 Abs 1 Nr 9 RVO

unter Versicherungsschutz gestanden habe. Nach dem Vortrag des

Klägers, der sich auf die in den Verwaltungsakten festgehaltenen

Ermittlungen der Beklagten bezieht und bereits Gegenstand der

mündlichen Verhandlungen der Vorinstanzen war, also keinen neuen

Sachvortrag darstellt, kommt hier sowohl eine Versicherung des

Klägers nach S 539 Abs 1 Nr 9 Buchst a RVG als auch nach S 539

Abs 1 Nr 9 Buchst c RVO in Betracht. Zum einen könnte der Kläger

bei einem Unglücksfall Hilfe geleistet oder einen anderen aus
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erheblicher gegenwärtiger Gefahr für Körper oder Gesundheit ge-

rettet, zum anderen könnte er sich zum Schutz eines widerrecht-

lich Angegriffenen persönlich eingesetzt haben. Für die Ent-

scheidung darüber, ob der Kläger wegen der Folgen des umstritte-

nen Unfalls nach einem dieser Tatbestände unfallversicherungs—

rechtlichen Schutz genießt, wird das LSG die erforderlichen

Feststellungen zu treffen haben. Zuständiger Versicherungsträger

wäre in diesen Fällen nicht die Beklagte, sondern gemäß 5 656

Abs 4, € 655 Abs 2 Nr 3 EVO iVm 5 1 Nr 2 der Schleswig—Holstei—

nischen Verordnung über Träger der Unfallversicherung für die

nach S 539 Abs 1 Nr 8 bis 10 RVO versicherten Personen vom

31. Mai 1965 (vgl Gesetz- und Verordnungsblatt 1965, 3 M2) der

noch beizuladende Gemeindeunfallversicherungsverband.
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Wegen der fehlenden notwendigen Beiladung des nach S 539 Abs 1

Nr 9 BVG zuständigen Unfallversicherungsträgers war das Beru—

fungsurteil aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung - auch über die Kosten des Revisionsverfahrens — an

das LSG zurückzuverweisen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

